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Das Grfamtergebnis der Mahle« x«r
Nalisrralverfamrnlnns .

* Das Endresultat aus der» Wahlen zur Natisnalversarnm -
lung setzt sich folgendermaßen zusammen : I « de« 37 Wahl¬
kreisen mit ihren 421 Abgeordneten haben erhalten :

Deutsch -Rat . BolkSpartei 34 Abgeordnete ,
«Christliche BolkSpartei (Zentrums 88,
Deutsche BolkSpartei 23,
Deutsche Demokratische Partei 77,
Sozialdemokratische Partei 1K4,
Unabhängige 24,
FrakttonsloS 11,

gusammen 421 Abgeordnete . Die 11 fraktior .slosen Sitze ver¬
teilen sich auf 4 Welfen , 1 Vertreter der Bauern - und Land¬
arbeiter -Demokraten , 4 Bayerische Banrrnbiindler und 2 Sitze
her württcmbrrgtschen Bürgrrpartei .

Ablehnung eines Präliminarfriedens.
* Die Londoner „Morningpost " meldet aus Paris : Der

brutsche Antrag nach Abschluß eines schnellen Präliminar¬
friedens ist von den Alliierte « verneint worden . Der Friede
mit Deutschland könne nur im Wege eines ordentlichen Frte -
densvertrageS zustande kommen .

Weber de» Friederisschlnß .
* Die Pariser „Information " glaubt annehmen zu dürfen ,

daß die allgemeine Friedenskonferenz im April ernbecusen
werden könne , weil die Verweisung einzelner Hauptfragen an
die Ausschüsse einen so grossen Zeitgewinn bedeutet dass die
interalliierte oKnferenz ihre Aufgaben im Laufe de Mo »
riats beendet haben würde . Die Friedenskonferenz werde
zweifellos nicht sehr lange dauern , weil die feindlichen Mächte
einem geschlossenen Ganzen formeller Klauseln gegenüber »
stehen würoen , deren Verwerfung sie kaum wünschen würden .
Sw würden sich lediglich auf eine Annahme der Beschlüsse der
Entente ln schränken müssen . In Anbetracht der Tatsache , dass
also ein Widerstand gegen das dem Feinde aufzuerlegende
Faktum aichtS nützen würde , könne der Friede wahrscheinlich
stn Mai unterzeichnet werden .

KebensmMel für Deutschland .
* Reuter meldet , dass in zwei bis drei Wochen deutsche Ha « ,

helsschiffe unter Kontrolle der Alliierten wieder auf See fahren
werden , um hauptsächlich den früheren Feinden der Alliierten
LebruSmittel zuzuführen . ES sei sowohl im Interesse der
Menschlichkeit als mich im Interesse der öffentlichen Ordnung ,
dass bestimmten befreiten GMeten und den feindlichen Län¬
dern bald Hilfe gebracht würde . Die vom Obersten Kriegsrat
ernannten Lebensmittel - und Schiffahrtskommissionen haben
sich vor kurzem nach Trier begeben , wo sie mit der deutsche »
Abordnung , bei der sich auch Regierungsbeamte und Vertreter
der Schiffahrt befinden , zusammengekommen seien . Wegen der
noch nicht geordneten Zustände in Deutschland seien die Alliier¬
ten im Zweifel gewesen , ob irgend eine stabile Autorität vor¬
handen sei , um ein Übereinkommen abschliehen zu können .
Aber die deutschen Delegierten hätten beweiskräftig dargelegt ,
dass sie in der Lage seien , bindende Verpflichtungen einzugehen .
Es sei beabsichtigt , dass Deutschland eine gewisse Menge Lebens ,
mittel , besonders Weizen , Fett und kondensierte Milch kaufen
und importieren könne . Die Konferenz in Trier sei als die
erste Gelegenheit , bei der deutsche und britische Zivilisten seit
Kriegsbeginn in Verhandlungen traten , bemerkenswert .

Micderaufrichtung der Monarchie ln
Voringal .

l 8 » ganz Portugal , namentlich im Norden , hat nach einer
Meldung des W .T .-B . die Bewegung zur Wiederaufrich ,
tunz des Königreichs auf das stärkste um sich gegriffen . Der
Ministerpräsident ergriff energische Mahregeln , um die Ord -nun- im Lande aufrecht zu erhalten.

Der „ Ag . Havas "
zufolge wird , aus Porto gemeldet , dassdort der Kriegsminister aus Lissabon eintraf in der Absichtdie Ausrufung der Monarchie zu verhindern . Angesichts der

Haltung der Führer der Garnison mußte er indessen auf sei »
Vorhaben verzichten . Als er in der Kaserne der republikani .
sehen Garde erschien , wurde er zunächst gefangen genommen ,dann jedoch wieder frrigelasfen , nachdem er ei« Schriftstück
unterzeichnet hatte , durch welches er seinen Anschluß an die
monarchische Bewegung erklärt . Nach der Verkündung der
Monarchie defilierten die Truppeen unter dem Jubel der
Menge . Der König und die neuen Minister haben die Regie¬
rungspaläste bezogen . Die Grenzen werden überwacht , um
die Abreise von Republikanern zu verhindern .

Reuter meldet aus Madrid : Die spanische Regierung erhielt
Nachrichten aus Portugal , die besagen , dass die monarchistische
Bewegung in Nordportugal den Sieg davongetrageu habe . In
Oporto ist eine neue Regierung gebildet . Wie verlautet , wurde
Manuel zum König ansgrrnfen . Es heisst, dass Lissabon sichder Bewegung angcschlossen habe .

A- Worrr Gage.
( Die Friedenskonferenz . — D «S linke Rheinufer . — Ergebnis

der deutschen Nationalwahlrn .)
Die Friedenskonferenz , die dieser Tage in

Paris eröffnet lvorden ist, findet unter Umständen statt ,
die in jedem deutschen Herzen bittere Gefühle des Un¬
mutes und der Empörung Hervorrufen müssen . Schon die
Tagesordnung der Konferenz hat uns ja gezeigt , daß das
Ganze tveitcr nichts sein wird , als eine Unterhandlung
der leitenden Ententemächte untereinander über die Art
der Jriedcnsbedingungen , die man uns aufzuerlegen ge¬
denkt . Von irgend einer Gleichberechtigung der Völker,
von irgend einer Möglichkeit für uns , selbst bei diesen
Unterhandlungen das Wort zu ergreifen , ist nicht die
Rede. England , Frankreich, Nordamerika , Italien und
Japan werden unter sich darüber beraten , wie die Welt
in Zukunft auszusehen hat : s i e werden darüber befinden,
was wir zu zahlen, zu leisten und abzutreten haben , und
wir werden das Ergebnis dieser Beratungen überreicht
bekommen , wahrscheinlich mit der Anweisung, es ent-
weder in Bausch und Bogen anzunehmen oder zu verwer»
fen.

Der bisherige Verlauf der Friedenskonferenz aber muß
uns das Gefühl der Empörung »loch verstärken- Daß man
Frankreich den Vorsitz übertrug , d. h. feinen M -
nisterpräsidenten Clemenceau einstimmig zum Vorsitzen¬
den wählte , mag ja begreiflich sein . Daß man es getan
hat , nachdem er eine derartig gehässige Rede gehalten
hatte , finden wir weniger verständlich. Irgendwelches
Vertrauen dürfen wir zu diesem Vorsitzenden nicht
haben. Bezeichnender Weise betrafen die ersten Punkte
der Tagesordnung denn auch die sogenannte Schuld -
frage . Selbstverständlich müssen wir von unserem
Standpunkte aus die sittliche oder rechtliche Befugnis
des Siegers , über diese Schuldfrage zu entscheiden , ableh¬
nen. Dazu würde lediglich ein internationaler Gerichts¬
hof berechtigt sein , der dann die Pflicht hätte , die Politik
der Entente genau so scharf unter die Lupe zu nehmen ,
wie die unsrige. Wahrscheinlich würde bei einer derarti -
gen Form der Untersuchung die Entente sehr bald auf die
weitere Erörterung der Schuldfrage verzichten , weil sich
eben Herausstellen würde, daß die Schuld bei allen
Mächten zu suchen ist.

Als ein weiterer , wichtiger Punkt der Tagesordnung
gilt die Errichtung des Völkerbundes . Wie es heißt ,
haben dre Ententemächte in Gnaden zu beschließen ge¬
ruht , daß auch wir unter gewissen Voraussetzungen in
den Völkerbund ausgenommen werden dürfen . Davon ,
daß wir an der Beratung über die Gestaltung des Völ¬
kerbundes teilnehmen, wird aber nichts gesagt . Wir dür¬
fen sonach ohne weiteres annehmen, daß der Völkerbund
eine Gestalt bekommen wird, die trotz aller schönen Reden
über Gerechtigkeit doch vor allem die Interessen der
Ententemächte berücksichtigen wird.

Über die eigentlichen Friedensbedingungen
verlautet amtlich bis jetzt noch wenig. Dafür hat F ra n k-
reich aber eine sich langsam über die ganze Welt sich
ausbreitende Propaganda entfaltet für die Id e e einer
völligen Loslösung des gesamten linken
Rheinufers vom Deutschen Reich . Nach einem
Reuterbericht soll Foch sich dieser Tage im Sinne einer
solchen Idee geäußert haben: und in den „Basler Nach-
richten" finden wir ganz eingehende Darlegungen ihres
Pariser ^ .-Korrespondenten über die Errichtung eines selb,
ständigen linken .Rheinuferstaates , der natürlich weiter
nichts wäre als eine Dependance Frankreichs. Daß Frank -
reich inzwischen alles tut , um dre Bevölkerung der Rhein -
Pfalz und des auf dem linken Rheinufer gelegenen Tei¬
les der Rheinprovinz zum Abfall vom Deutschen Reich
zu bewegen , wissen wir ja ohnehin. Wir können diesen
Bestrebungen nicht scharf genug entgegentreten . Es ist
nichts anders , als nackte Eroberungs - und Machtgier, mit
der wir es hier zu tun haben . Ob Frankreich es wagenwird , die Angliederung des linken Rheinufers an Frank¬
reich offen zu verlangen, möchten wir bezweifeln. Aber
es wird sicherlich versuchen, durch die Schaffung einer
separatistischen Strömung innerhalb der Bevölkerung und
durch eine annerionistische Auslegung des Begriffes vom
freien Selbstbestimnnmgsrecht die „Autonomie"

, das
wäre also die Loslöstmg des linken Rheinufers , herbei¬
zuführen . Wir vertrauen demgegenüber auf den Vater-
ländischen Sinn der linksrheinischen Bevölkerung und
hoffen , daß unsere deutschen Brüder jenseits des Rheins

mit aller Macht und mit aller Entschiedenheit sich dafür
einsetzen werden , daß dieser Versuch mißlingt .

Das Endergebnis der Wahlen zur deutschen
N .a tionalversammlung liegt jetzt vor. Bei einer
Zahl von 421 Abgeordneten beträgt die absolute Mohr-
heit 211 Stimmen . Die Sozialdemokraten einschließlich
der Unabhängigen haben es zusammen auf 188 Abgeord-
nete gebracht. Es ist ihnen also nicht gelungen, die Mehr-
heit zu erringen . Die übrigen 233 Abgeordneten dürfen
wohl sämtlich als bürgerlich bezeichnet werden . Allerdings
steht die Sozialdemokratie mit ihrer Abgeordnetenzahl
weitaus an der Spitze der Parteien . Der alteReichs -
tag umfaßte bekanntlich 397 Abgeordnete - Die jetzige
deutsche Nationalversammlung weist also ein Mehr von
24 Abgeordneten auf , ein Umstand, den wir bei allen Be-
rechnungen mit berücksichtigen müssen . Vergleichen wir
sonach das Ergebnis vom 19. Januar 1919 mit dem der
Reichstagswahl von 1912, so haben die Sozialdemokraten
jetzt 188 Abgeordnete gegen 110, die deutsch-nationale
Volkspartei (Konservative) 34 Abgeordnete gegen 70
(wir zählen dabei Konservative, Reichspartei, Deutsche
Reformpartei und Wirtschaftliche Vereinigung zusam-
men) . Christliche Volkspartei (Zentrum ) 88 Abgeordnete
gegen 93. Was die liberalen Parteien betrifft, so hattendie Srationalliberalen 1912 45, die fortschrittliche Volks-
Partei 41 Mandate . Heute hat die deutsche Volkspartei,der der größte Teil der alten Nationallibevalen Partei
angehört , 23 Abgeordnete, und die DeutschDemokratische
Volkspartei , die die Fortschrittler und die Linksnational ,
liberalen umfaßt , 77 Mandate . Auf kleinere Parteien (ein-
schließlich der Wilden) entfielen 1912 20 Mandate : heute
haben wir deren 11. Die Polen hatten 1912 18 Abgeord-nete gewählt , dieses Wal kamen polnische Mandate nichtin Frage . Verglichen mit dem Wahlresultat von 1912,haben also die Sozialdemokraten auf jeden Fall söhr er-
heblich , und die Linksliberalen (Deutsch-Demokraten) be¬
trächtlich zugenommen. Die alte nationalliberale Partei
hat mehr wie die Hälfte ihrer Mandate verloren, und
ebenso ist es den Konservativen gegangen .

Der „Vorwärts " hatte bereits damit gerechnet, daß die
Sozialdemokratie allein die absolute Mehrheit nicht ge¬
winnen werde. In diesem Sinne hatte er betont, daß die
sozialdemokratische Partei den Spruch des Volkes anzu-
erkennen habe, möge er gefallen oder nicht. „Das Volk
hat gesprochen , und wenn wi^ Ursache haben , mit seinem
Spruche unzufrieden zu seiif , so müssen wir alle An¬
strengungen machen , um ihn bei der nächsten Gelegenheit
zu ändern . Solange ihn das Volk selbst nicht ändert , gilt
er ." Das ist ein vernünftiger Standpunkt , den sich wohl
die ganze Sozialdemokratie zu eigen machen wird, umso¬
mehr , da ihr ja das Wahlresultat unter allen Umständen
eine ausschlaggebende Bedeutung im gesamten politischen
Leben des Reiches sichert.

Wadiscbe Vcrkassungspläne. *
Von Professor Richard Thoma (Heidelberg ) .

Nachdem jetzt die vorläufige Volksregierung der Verfassung -
gebenden Landesversammlung einen Verfassungsentwurf vor¬
gelegt hat und ihr ausserdem zur Kenntnisnahme drei andere ,
von Parteiführern ausgearbeitete Entwürfe , unterbreitet
(nämlich einen von Glöckner , Weill und Zehnter , einen von
Dietz und einen der Siebcnerkommission der BolkSräte Ba¬
dens ), ist einer ganzen Anzahl verfassungspolitischer Probleme
mehr oder minder präjudiziert und können rein private Ver¬
fassungsprojekte nicht mehr die Bedeutung gewinnen , die ihnen
vielleicht beschieden gewesen wäre , wenn sie einige Wochen
früher das Licht der Öffentlichkeit erblickt hätten . Trotzdem
darf Ministerialrat Dr . Erwin Ritter darauf rech¬
nen , dass ein Verfaffungsentwurf , den er kürzlich veröffent¬
licht hat , ernsthafte Beachtung und Verwertung findet .

Seine durchaus im Geiste des demokratisch-republikanischen
Rechtsstaates gehaltene Broschüre . Auf dem Wege zum

* Wir haben Herrn Professor Thoma ersucht, den Ritterschen
Verfaffungsentwurf einer Besprechung zu unterziehen , da uns
an einem fachmännischen Urteil gelegen war . Wenn Professor
Thoma in seiner Arbeit hie und da auch Kritik an dem Ent¬
wurf der vorläufigen Volksregierung übt , so haben wir kein
Bedenken , auch dieser Kritik Raum zu geben , da der Regie -
rungsentwurf ja an und für sich ganz offen zur Diskussion
steht , und da es unS Aufgabe des Regierungsorgans zu sein
scheint , auch gelegentlich Ansichten Platz zu gewähren , die mit
denen der augenblicklichen Regierung nicht übereinstimmen ,
wenn diese Ansichten nur ernsthaft begründet werden und von
einer Seite stammen , die vor dem Verdacht einseitiger partei¬
politischer Stsllungnahme sicher ist. Die Redaktion .



Volksstaat , Gedaitkeu zur Verfassung iKarls -
ruh «, bei G< Braun , 1918 ) enthält eine Fülle gesunder und
glücklich geformter Gedanken. Ich freue mich deshalb, einem
Wunsche der Redaktion folgend, auf diese Arbeit Hinweisen und
zu einigen ihrer Politisch wichtigsten Forderungen Stellung
nehmen zu können; wobei ich freilich an zahlreichen, meist recht
wertvollen Einzelheiten — der Entwurf hat 107 Paragraphen— Vorbeigehen mutz, zu deren Erörterung hier nicht der Ort
oder nicht des: Raum ist, und den reichen Inhalt der „Ge¬
danken zur Verfassung", die der» Text des Entwurfs voraus¬
geschickt sind , nicht einmal andcuten kann. Sie find für jeden
Politiker ungemein lesenswert I

Gleich an der Schwelle des Entwurfs steht leider ein Satz ,
an dem ich nicht geringes Ärgernis genommen habe. Da wird
zwar Baden als freier Bolksstaat „im Deutschen Reiche " be¬
zeichnet, aber hinzugefügt , feine Staatshoheit werde soweit
beschränkt, „als es eine Reichsverfassung bestimmt, der es
bei tritt ". Das heitzt und soll heißen : „Es steht im freien
Willen des selbständigen badischen Volkes, inwieweit es der
neuen deutschen Rcichsverfafsung beitreten will, die die deutsche
Nationalversammlung beschließen wird (S . 15) .

" Gegen eine
solche Behauptung kann man im Interesse der deutschen Ein¬
heit, in welcher die ganze politische und wirtschaftliche Zukunft
unseres schwer geprüften Vaterlandes beschlossen liegt , nicht
entschlossen genug protestieren. Diese gefährliche Freiheit sollen
die Partikularstäaten gerade nicht haben und sie haben sie
auch von Rechts wegen durchaus nicht. ES liegt mir natürlich
ferne , den Verfasser im geringsten der Dummheit separatisti¬
scher Neigungen bezichtigen zu wollen, aber er hätte doch
erkennen müssen, daß diese ' Lehre politisch gefährlich und juri¬
stisch falsch ist. Ich will nicht darüber streiten , ob wirklich , wie
der Verfasser lehrt (S . 15) , durch die Revolution die Rechts¬
grundlage beseitigt worden ist, die die Neichsleitung zur Ein¬
wirkung auf badische Verhältnisse berechtigt hat ; so datz die
Macht der jetzigen Reichsleitang nur noch tatsächlicher, nicht
mehr rechtlicher Natur sei und nur noch so weit reiche , als sich
ihr die badische Staatsgewalt füge . Auch nicht darüber , bis
zu welchem Zeitpunkt denn dieser behauptete Zustand rechtlicher
Auslösung gedauert hat . Es find das sehr heikle Rechtsfragen !
Auf alle Fälle aber ist hellte dieses Stadium der Revolution
überwunden . In Übereinstimmung aller revolutionärer Auto¬
ritäten ' des Reichs und der Einzelstaaten sind inzwischen die
Wahlen zu einer „verfassunggebenden" Nationalversammlung
ausgeschrieben und am letzten Sonntag im ganzen Reiche voll¬
zogen worden. Diese deutsche Nationalversammlung ist eine
„Konstituante ", welche die nette deutsche Verfassung nicht mit
den Einzelstäaten zu „paktieren" hat, sondern sie kraft der
Souveränität eines freien Volkes mit bindender Kraft für alle
Bürget , Regicrnirgen und Landesversammkungen einseitig
feststellt. ^Wer eritsthaft dafür "arbeiten wollte, datz ein Einzel¬
staat belli neugestaltcten Reiche seinen „ Beitritt "

(nach dem
er gar nicht gefragt wird) verweigere, der würde eS unterneh¬
men , „einen Teil des Bundesgebiets vom Ganzen loszureitzen"
und hätte wegen Hochverrats lebenslängliche Zuchthaus - oder
Festungsstrafe zu gewärtigen . So bestimmt es der H 81 des
(noch immer zu Recht bestehenden Red.) ReichsstrafgesetzbuchZ .
Und auch politisch läßt sich doch keine Gestalt der Reichsver¬
fassung ausdenken , die so unerträglich , für Baden so verderb¬
lich wäre , wie eine Sprengung der Reichseinheit !

DaS mutzte um) so deutlicher gesagt werden, als auch einige
andere Satze

'des Ritterschen Entwurfes vom Standpunkte
deS Reichsinteresscs bedenklich sind . Der Regierungscntwurf
hält sich glücklicherweise von jeder Anzweiflung der rechtlichen
Reichsunterworfenheit der Einzclstaaten fern .

Doch nun zu Ritters Ideen über den Aufbau des badischen
Staates !

Er ist, , wie im Grunde jeder Verfassungspolitiker ,
dem seine Gedanken nicht auf das Prokrustesbett des Erfurter
Programms geschnallt werden, ein Freund des Zweikammer¬
systems, wobei xr natürlich aus seiner berufsständischen ersten
Kammer alles undemokratischePrivilegienwesen fcrnhält . Nun
ist freilich das Zweikammersystem für Baden so gut wie aus¬
geschaltet, seit sich die deutsche demokratische Partei mit der
sozialdemokratischen auf das Einkammersystem geeinigt hat .
Indes ist nicht zu übersehet daß mit der Spaltung der Le¬
gislative in zwei Kammern mehrere Zwecke verfolgt werden.
Mag man auch gänzlich darauf verzichten, in einer ersten
Kammer andere Bcvölkerungselementc als in der Volkskammer
zur Geltung zu bringen und so die absolute Gleichheit zu
trüben , so dürfte doch selbst die demokratischste Verfassung
der Welt in einem irgend größeren Staate nicht darauf ver¬
zichten , d.aß ein Element in die Legislative eingebaut wird, das
rein technisch, ohne alle politischen Nebenabsichten, verhindert ,
daß übereilte oder von Zufallsmehrhcitcn gefaßte Beschlüsse
Gesetz werden . Es ist mir das noch nie so klar geworden, wie
durchHe treffenden Ausführungen Ritters (S . 23 ff.), bei den
maßgebenden Instanzen nachdrücklichst zur Beachtung empfoh¬
len seien. Der Regierungsentwurf ist in diesem Punkte allzu
sorglos und bedarf dringend des Einbaus irgend eines Gesetz-
gebungSbeiratS oder Staatsrats oder wie man das nennen
möchte . Er könnte, wenn ich hierüber eigene Gedanken ent¬
wickeln darf , so demokratisch gestaltet fein , als die Sozial¬
demokraten wollen, urck beschränkt auf ein bloß suspensive-
Veto, so dätz keine Rede davon sein könnte, man wolle hier eine
erste Kammer durch die Hintertür wieder hereinschmuggeln.
Ich könnte mir denken, daß ein im LandeSproporz auf 6
Jtzchre gewählter Beirat von 24 Mitgliedern , aus dem alle
8 Jahre die Hälfte ausscheidet und neu gewählt wird (so daß
also alle 8 Jahre eine Liste von Zwölfen zu wählen wäre ) ;
ich könnte mir denken, daß ein solcher Beirat , wenn die Par¬
teien bei dex Kandidatenaufstellung nur einigermaßen den
Sinn der Einrichtung im Auge behalten , Kapazitäten aus allen
Schichten des Volkes (Kirche , Gewerkschaft, Unternehmer , Ge¬
lehrter , Richter, Landwirte ) in sich vereinigen und ihre geistige
Kraft und ihre Erfahrung in den Dienst der Gesetzgebung
stellen könnte, ohne im geringsten als „Bremse " oder als
Klaffenparlament zu wirken. Die demokratischen Einrichtun¬
gen der Volksinitiative und des Referendums , welche nach

dem Regirruugsenrivurs und nach dem Entwürfe Ritters neben
der Legislative einen breiten Spielraum haben sollen, können
gerade da » nicht leisten. „Eine Gesellschaft", sagt Ritter
S . 25, „ die die Vertretung ihrer Hauptrcchte nicht einem ein¬
zelnen Prokuristen , sondern zwei Prokuristen zur Grsami -
prokura jsberträgt , mindert ihre eigenen Rechte nicht , sondern

. sichert sie."
An die Spitz« de» Staates stellt Ritter einen Präsidenten , ge¬wählt auf 5 Jahre vom Landtag , oder, wenn in diesem eine

Zweidrittelmehrheit nicht zustande kommt, durch eine . Stich¬
wahl des,Volkes . ES ist das, wa» mir scheint , ein sehr klug
ausgedachter WahlmoduS. Vor allem aber möchte ich die
Schöpfer unserer künftigen Verfassung wiederum nachdrücklich
Hinweisen auf die Gründe , die R . dafür anführt , daß über¬
haupt ein solches stabiles, die Staatseinheit repräsentierendes
Staatsoberhaupt vorhanden sein muß (S . 38 ff.) . Die „Kopf¬
losigkeit " der Verfassung der Regierungsvorlage und ihrer Vor¬
läufer — sie wollen den Staatsbuu in einem mit dem Hin und
Her der Parteikombinationen wechselndes, vom Landtag ge¬
wählten Staatsministerium gipfeln lassen - — ist einer chrcr
schwächsten Punkte . Und wenn unter den Gründen für diese
Sonderbarkeit die Notwendigkeit sparsamer Wirtschaft ange¬
führt wird, so ist das ein recht schäbiges Argument . Die
50000 M ., die ein Präsident etwa mehr kostet (Ritter S . 87),

werden wir wahrhaftig noch aufbringen . Ein solcher Präsident
hat auch dann , wenn er , wie in Frankreich , das parlamenta¬
rische Ministerium regieren lassen mntz , in kritischen Augen¬
blicken wichtige Funktionen . Er kann viel besser , als die Wahl
durch den Landtag , ein dessen Mehrheit genehmes , zugleich
homogenes und mit den richtigen Männern im richtigen Reffort
besetztes Staatsministerium zusammenstellen . In seine Hand
gehört vor allem das Recht der Landtagsauflösung zu dem
— höchst demokratischen — Zwecke der Berufung des Volkes
zur Neuwahl . Ter Rcgiernngsentwurf kennt nur eine Selbst -
ouflösung des Landtags und das ist fast lächerlich . Wird sich
die Mehrheit jemals zu ihrem eigenen Henker machen ?
Außerdem soll (Regierungsentwurf ) die Volksabstimmung den
Landtag auflösen dürfen . Wie umständlich, wie unberechen¬
bar ! Man bedenke doch auch (Ritter weist darauf hin ), wenn
man schon vom Sparen redet, daß ein einziges Referendum
durch die Kosten und Mühen , die eS den Parteien und den Ge¬
meinden auferlegt , der Volkswirtschaft mehr kostet , als ein
Präsident das ganze Jahr hindurch!

Ritter nun will keinen bloß dekorativen, sondern einen re¬
gierenden Präsidenten . Er legt in seine Hände un -
geführ alle die Funktionen , die bisher der Grohherzog be-
festen hatte, mit Ausnahme der Gesetzessanktion, an deren
Stelle lediglich das Recht tritt , dom Landtag an ein Referen¬
dum zu appellieren, das dann den Ausschlag gibt. Und nun
bindet er ihn zwar in allen seinen Regierungsalten an die
Gegenzeichnung eines verantwortlichen Ministers und nimmt
die Formel auf , mit der man neuerdings in Deutschland das
parlamentarische Regierungssystem verfassungsrechtlich festzu.
legen trachtet : „Die Minister bedürfen des Vertrauens des
Landtags, " so daß also der Typ der parlamentarischen Repu¬
blik hcrauszukommen scheint . Aber ec bricht dem Parlamen¬
tarismus alsbald die Spitze ab. Der Minister soll doch nur
dann zurücktreten müssen , wenn ihm die Mehrheit bei¬
der Kammern , öder eins Zweidrittelmehrheit der Volkskar»
mer das Vertrauen aufsagt . Das erster« ist angesichts der Zu¬
sammensetzung, die R . seiner Ständekammer geben will,
das letztere angesichts der Leftchendcn Parteiverhältniffe ein
unwahrscheinliches Ereignis . Praktisch gesehen, würde also der
Präsident keineswegs im strengen Sinne „parlamentarisch "

regieren müssen , sondern könnte unter günstigen Umständen
ein „ konstitutionelles" ' Regiment in Gang fetzen und würde
dabei vermutlich seine Minister nicht so sehr dem Parlament ,
sondern tvie bisher der hohen Beamtenschaft entnehmen . Das
hält Ritter denn auch aus Gründen , die mir nicht ganz durch¬
schlagend scheinen , in einem kleinen Staate , wie Baden , für
Las Richtig . Die Volkskammer soll für den Verlust der
regelmäßigen Anwartschaft auf Ministersessel entschädigt wer¬
den durch Wahl von besoldeten „Staatsräten " (natürlich : auS
ihrer Mitte ) in einen sonderbaren . Ministerrat " . Dieser Mini¬
störrat scheint mir kein glückliches Gebilde zu sein, ist übri¬
gens auch nur sehr lose in den Verfaffungsbau eingefügt .

Faßt man die Prinzipien dieser Gestaltung der Regie¬
rungsgewalt ins Auge, so ergibt sich, daß sie durchdacht und den
gegebenen Verhältnissen angepaßt ist. Durch die nur fünfjäh¬
rige Amtsperiode des Präsidenten und die Institute der Volks¬
initiative und des Referendums ist das demokratische Prinzip
vollkommen; durch das Etatrecht und die nur durch ein Refe-
rendum zu hemmende Gesetzesgewalt des Landtags ist das
parlamentarische Prinzip sehr weitgehend gewahrt . Dadurch,
datz der Präsident sein Ministerium doch nicht jeder Mehrheits¬
schwankung der Volkskammer «Pfern mutz und das Auflüsungs -
recht besitzt, ist der Regierung Kraft mW Festigkeit verbürgt . —
ES lätzt sich ohnehin unter der Herrschaft der Verhältniswahl
ein strenger Parlamentarismus nach englischem Vorbild schwer
durchführen . — Hinzu kommt, datz zweckmätzige Sätze der
Berfaflungsurkunde die in der Demokratie dringend nötige
Festigkeit verleihen.

Das ist ein System, von dem ich überzeugt bin , datz es gut
funktionieren und unserer jungen Republik zum Segen gerei-
chen würde .

Jedenfalls verrät Ritter - Bestreben, mit einer mächtigen
Volksvertretung und weitgehenden direkten Volksrechten einen
Rest von Gewaltenteilung zu vereinigen und damit die Fe¬
stigkeit und Stetigkeit der Regierungsgewalt zu
kräftigen, was uns in dieser schweren Zeit drin¬
gender not tut , als irgend etwas anderes , tie¬
fere verfaflungsplüstische Weisheit als der Regierungsentwurf ,der doch recht leichtherzig die ganze Staatsmaschine auf¬
baut auf die jeweilige Mehrheit einer einzigen aus vier
scharf getrennten Parteien zusammengesetzten Kammer und
ihre etwaigen Korrekturen durch Volksabstimmungen , die in
Deutschland noch nicht erprobt sind, in Amerika für sich allein

ge,wurmen fich schlecht vewährt haben braucht sie nur
eben als Gegengewicht gegen die korrupte Lkg»Äarive)s und
in der Schweiz oft genug im übelsten Sinne konservativ ge¬wirkt Hecken .

Ich will damit kein letztes Wort über den Regierungsentwurf
gesprochen haben, der mir erst vor ein paar Stunden in die
Hand gekommen ist. So wie wir bürgerlicher, Politiker von den
jetzt so mächtigen Sozialdenrokraten erwarten , datz sie sich bei
der Mitarbeit am Verfaffungsbau in Reich und Einzel stauten
frei machen von der Knechtschaft hergebrachter Parte idoklri -
nen , müssen auch wir bereit fein, die schwierigen Probleme
eines vollkommenen NeubauS der Staatsordnung immer neu
zu durchdenken. Der beste . Weg dazu ist die Aufstellung be-
stimmter Enkoürse , an deren Diskussion die Ansichten sichklären . Auch in diesem Sinne hat sich Ministerialrat Ritter
durch seine Veröffentlichung ein Verdienst erworben und ichkann nur den Wunsch wiederholen, datz sein Werk an maßge¬bender Stelle die gebührende Beachtung finde.

Denkscbrikt zum Lnlwnrk der
neuen deutschen Verfassung .

Zu dem Sestern beiösscntlichten Entwurf »er provisorischen Hetz »--
rung für die neue deutsch« Verfassung geden wir hier « vch die von dem« taalsl -krekär Dr . Prruh Versatz,e, dem Entwurf als -Denkschrift bel -
gesügte Begründung:

I .
Der Zusammenbruch des vistzcrlgen Seuts -scu Systems, l,r den

staatsrechtlichen Neuaufbau Tcnlschlandö '
notwendig macht, stellt nicht nur die Ausgabe der Abänderung einzclmrInstitutionen , sondern dje einer politischen Liga »Nation aus völlig an¬deren ilaatSrechilichcn Grundlagen . Tie Btemarckschr Reichsbersasiungwar aus der auswSrtigen Politik PrcutzenS hei vorgegangen und hatdie Kennzeichen dieses Ursprungs trotz aller inzwischen vollzogenenWandlungen niemals abslrcisen könne» . Die populären Bestandteil«und ihr Kern, der aus demokraiischem Wahlrecht hcrdorgehende Reichs¬tag, waren siir den Schöpfer ,'e»er Verfassung doch wrsentlich nur Zu¬taten , Mittel zu dem Zwecke , die Stellung der obrigkeitlichen Regierun¬
gen und an ihrer Spitze die der llreutzischen ObrigkcitSrcgierung nach
Möglichkeit in die veriinderien Jeiwerhältntsso hinüberzurciten . Daherdie Anklänge an den „ewigen Bund" der deutschen Fürsten , daher vorallem das aus dem alten deutschen Bund« mit etlichen Modtsikalionen
hcrübergenommcne Zcnlralinstilul des Bundesrats , der „Verbündeten
Regierungen " . Diese Konstruktion des BundeSrots ist vielfach als Mei-
slcrwerk Btsmarckscher Slaakskunst gerühmt worden: insosern mit Recht,als er hier mit virtuoser Kunst die Formen des Föderalismus benutzt «,um in ihnen die preutzische Hegemonie seit zu verankern. Die Ver¬
bindung deS deutschen Kaisertums mit der preutzische» Krone gab jener
Hegemonie nur de » äutzercn Glanz und das feierliche Gepränge . Ti «
wirkliche Wacht und Kraft sicherte ihr jedoch die ' künstliche Konstruk -
tion des Bundesrats , lind das geschah keineswegs nur durch di« ver¬
fassungsmäßig ausgesprochenen Befugnisse der Prüsidialslimme, noch we¬
niger durch die Zahl der preutzischen Bundesratsstimmen au sich : viel¬
mehr durch die ganze Konslruklion der Stellung der „Verbündeten Re¬
gierungen " »um Reichstag einerseits und »«einander andererseits . Hier
brachte das natürlich« Schlvergewicht der kompakten Masse des preußi¬
schen Einheitsstaats und seine tcrrilorial « Lage in allen wichtigen Fra¬
gen die Kleinstaaten t» hilslos « Abhängigkeit von Preußen , die dann
noch durch die preutzische Staatsbahnpolittk voüenvrt wurde.

Diesen h»«em, »Ialen PartitnkartSmuS dursie die preutzische ObrigketdS -
regierung Lurch Konzessionen an Len PartiknlariSmnS »er Dtzuastirn und
vbrigkrirSregieruogei» der gröberen Einzclstaaten, besonders Bayerns ,von ihrem Standpunkt aus als nicht »u teuer bezahlt betragen . Da¬
mit beantwortet sich die cst ausgeworfen« Frage , weshalb Bismarck dt«
deutsche Reichsversassung nicht von Anbeginn klarer und einheitlicher
gestaltete. Auf der Höh« der Stege von tkOs und 1870 fehlt« ihm
dazu keineswegs bi« Macht , noch hinderte ihn an deren rücksichtslose»
Gebrauch ein Zartgefühl für die Bundesgenossen . Aber wenn er das
neu« Reich nicht als einheitlichen Bolksstaat auf die frei« Selbstbestim¬
mung der ganzen Nation gründen wollte — was er nach seiner polilt«
schen Mentalität nicht wollen konnte —, so mutzte er eS eben auf den
Bund der Dynastien und Regierungen gründen mit der unvermeidlichen
Zutat des demokratisch gestatteten Reichstags. DaS war eben auch das
einzig« Mittel , uni an der Spitze der Dynastien und Regierungen di«
preutzische Dynastie und Regierung in wesentlich unveränderter Ge-,
statt in das neue Reich hinllberzusühren. Die notwendige Folg« in
der ganzen weiteren Entwicklung war die durch alle künstlichen Formennur wenig verhüllte Abhängigkeit »er « etchSregirrnng v»u »er preußi¬
sch«» StaatSrcgierung , und in weitere, Folge das ganz berechtigt«
Gefühl der anderen deutschen Linzelstaaten. die Etnbutzc an Selbständig¬
keit nicht zugunsten eines einigen Deutschlands, sondern zugunsten des
preubischrn Etnzelstaats und der ihn beh«rrschenden Kräst« »« erleiden.Wenn dann, je länger desto mehr, der natürlich« Entwicklungsgang das
Schwergewichts des deutschen Gemeinleben» in das Reich verlegte, so er
gaben sich aus diesem Widerspruche «wischen der natürlichen Entwicklungdes politischen Lebens und der künstlich«» Konstruktion de» RrgierungS-
kdstems jene unaufhörlichen Reibungen, dt« zur Uusruchtbarkri« «userr»
iuuere» «ud zum Unglück unserer äußeren Politik wesentlich beigetra-
gen haben.

Di« neue deutsche Republik mutz demgegenüber unzwriselhast al» t»
wesentlichen einheitlicher Bolksstaat aus dag

freie SrlbftbestimmuugSrecht der deutschen Natt»«
tn ihrer Gesamtheit gegründet werden. DaS Wesen »er demvtr. tilche»
Republik erschöpft sich nicht darin , an die Stelle dynastischer Obrigkeit
die gewählten Vertrauensmänner des Volke- zu setzen, vielmehr iiudet
sie ihr« feste geistige Grundlage und stärkste moralische Krast darin , datz
als »usammenhaltendes Band des StaatSwesen» an die Stelle der Unter¬
tänigkeit unter eine Dynastie das nationale Selbslbewutzisetn eine» sich
selbst » rgantsterenden 'Staatsvolke- tritt . Die deutsch« Republik kam ,
«ur die demokratische kelbstorgaaisattvu de» deutschen Botte» «IS einer
politischen Gesamtheit sein . Dieser Grundgedanke wird nur »och ver¬
stärkt durch den dem Charakter der Revolution rnilprechenden Gedanken
fortschreitender Sozialisier»»« . Seine Vollendung kan« dteser letzte Ge¬
danke sicherlich nur international finden: soweit jedoch da» einzeln«
StaatSwesen solcher Vollendung innerhalb seiner Grenzen Vorarbeiter»
kann, ist di« politische Voraussetzung eine frei« demokratische Verfassung.
Datz ein« fruchtbare Sozialisierung nur auf dem Boden der politischen
Demokratie zu erstreben ist, hat gerade di« deutsch« Sozialdemokrott«
immer nachdrücklich bekannt und schon in ihrem Ramen »um Ausdruck
gebracht.

Ter neue Bau de» Deutschen Reichs mutz also «an» bewntzt aus de»
Boden gestellt werden, den BiSmarck bet feiner Reichsgründung ganz
bewußt nicht betreten Hai. Das neu« Reich kann selbstverständlich kein
Bund der Fürsten und einzelstastlichen Regierungen sein : aber «» kann
ebensowenig aus einem Bunde der bisherigen Einzelstaaten in ihrer
neuen Gestalt als Freistaaten hervorgehen. Nicht da» Dasein diese»
Ginzelsiaate» , weder tn ihrer monarchischen noch in ihrer sreistaatliche»
Form ist da» Erste und Entscheidende für die politisch« Lebensform des
deutschen Volkes ; vielmehr das Dasein dieses deutsche» Botte» selbst al»
ein« geschichtlich gegebene politisch« Einheit. Es gibt so wenig - ein»
preutzische oder bayerische , wie eine lippisch« »der reutzische Nation .'

eS gibt »ur rin« »rutsche Nation,
die sich in der deutschen demokratischen Republik ihre politische Lebens¬
form gestalten soll. Das Hindernis , das bisher der AuSwtrknng diese»
natürlichen politischen Grundprinzips vor allem im Wege stand, di«
historisch überkommen « Stellung der Dynastien und ihrer obrigkeitliche »
Regierungen ist durch die Revolution mit erstaunlicher Schnelligkeit be»
setttgt worden. Aber zugleich hat sich aus der Revolution selbst ein«
neue Gefährdung für die Beschreitungde» von den natürlichen politische »
Bedingungen der Entwicklung gewiesenen Weges ergeben.



„ Ink », die . Revolution slestyzejlig .im Koch», und in den. Ltiizclgaat «« ,
die allen Gewalten betritt» !, machte st« hier wie dort dte Neugeikaktilns
Her staatsrechtlichen Zustände aus der Grundlage des Lottslvillens zur
»rlagendsten polftftchen Nowendigkrift

I » de» Einzelüoolen,
jedensast » In de« mittlere» und Heiner«», schien nun dies- Ausgabe „ach
Lag « der Dinge leichter und schneller ohne Rücksicht aus das Reich lüs-
dar : und so sind vielsqch k»»ft !>uicrr »de Landesversammluagea der Sin -
trlftaaneti vor der kdnslttutercnden Reichsversammlung berufen wordrn .
» ah voltrische » edürsnisse L-chin drängten . ist nicht ,u verk-nnen, und
«ine Dwd«n» gegen, die nationale Einheit des Reichs ist regelmäßig
«anz gewiß nicht , anzunehmen. Trotzdem aber , ergibt sich daraus eine
«rnste « esätzrd»»« für d«S Werk der'

»rutsche» Ratioualversammlnu «,
»nsereat Rolle die heute angemessene und notwendige politisch « DaseinS-
sorm zu schassen, und «S ergibt sich damit eben die schwerste Gefährdung
d»r ganzen politischen Zukunft des deutschen Volles. Denn wenn sich
die bisherigen LS Einzelstaalen in ihrer Verfassung und in ihrem terri¬
torialen Bestände ohne Rücksicht aus die künftige Reichsgcskaltung jetzt
»ach der Revolution wieder konsolidieren, so ist eine der wichtigsten
Errungenschaften dieser Revolution von vornherein wieder beseitigt:
die Möglichkeit freier Bahn für di« politische Selbst« rganisation des
ganzsii deutschen Volkes nach den Inneren Lebensnoiwendigkeiten de»
modernen Nationalstaates . An die Stell« des Fürstenbundes tritt dann
bestenfalls ein Bund der LS Freistaaten , der Wohl von manchen Schwä¬
chen des elfteren frei ist. doch umsomehr an neuen eigenen Schwächen
kranken müßte . ES wäre eine geschichtlich vrrh«u»ui8»» lle, tragisch «
»erschalduu , de» deutsch«» » ottr», wenn «S dte glückliche Beseitigung
seiner L2 Dtznastien nicht besser sür die neue Gestaltung seines politischen
Schicksals zu verwerten wüßte. Und die tatsächlich vorhandene Gefahr
ist nicht zu unterschätzen : denn obgleich mit den Lhnastien der bisherig«
Ilern dcS cinzelstaatlichen SondergeisteS ausgehoden ist , sind dahin ge-
richlele Neigungen in große » und kleinen Einzelstaalen immer noch
»edrohlich stark.

Dem deutschen PolkScharakler wohnt unzweifelhaft eine starke Ab -
ueigmig innc gegen eine unbeschränkte Zentralisierung allen öffentliche »
Lebens und gegen eine mechanische Leitung aller Berwaltnng von einem
einzigen Mittelpunkt ans . Mit Zähigkeit hängt das deutsche Volk an
»er Eigenart seiner Laudschaste» und Stämme, an der Pflege ihrer kul¬
turellen Mannigsalttgleii : und cs schätzt nach ihrem vollen Werts die
«iltonom« Selbstverwaltung engerer und weiterer, kommunaler und
landschaftlicher Verbände. Dem neuen deutschen Volksstaat kann nichts
ferner liegen , als sich diesem Zuge des Bolksgetstes zu widersetzen : viel¬
mehr wird er i» diesem Eigenleben seiner Glieder die starken Wurzeln
seiner straft finden. Tenn solches Eigenleben, vornehmlich auf kulturel¬
lem Gebiet und in den Formen einer frei entwickelte » Selbstverwaltung
pellt nicht in Widerspruch mit der nötlocndigen und unentbehrlicher
Staalseinheit in . allen für das Ermeinleben des gesamten deutsch-»
Volkes entscheidenden politischen und wirtschaftlichen Dingen . Wohl
aber sieht damit in kaum überwindlichem Gegensätze

dir « derkommen « Gestaltung der bisherigen Etnzetftaatrir ,
in deren Abgrenzung die natürlichen Zusammenhänge der Landschaften
»nd Stamme mit ihrer kulturellen Eigenart keineswegs auch nur an-
«äherild zum Ausdruck gelangten. Diese Einzelstaaten sind vielmehr
samt und sonders lediglich ZufallSttlduugen rein dhnastsscher HauS-
politsk , die fast überall die natürlichen Zusammenhänge der Landschaften
»nd Stämme willkürlich durchschneiden , Zusammengehöriges trennen
»nd UnzusamnicnhchigenLeS verbinden. Ihr angeblich geschichtetes Wachs¬
tum hält vor keiner unbefangenen geschichtlichen Prüfung stand und ist
zudem großenteils recht jungen Datums . Ein gemeinsamer Grundzug
jedoch geht durch die ganze Geschichte des deutschen , territorialen StaalS -
>»«senS : es war von Anlang an der ärgste Feind und Vernichter der
notwendigen potitiflhe« Stutzet » des deutschen Volkes . In der Ent¬
stehungszeit des deutschen .Landesfürstcntums und im inner » ursächlichen
Zusammenhänge mit ihr haben sich die eine freiere politische Gestaltung
tzewahrcnden nordwestlichen , und südwestlich«» Marken des Reiches ,
tzte Niederlande und die schweizerische Eidgenossenschaft vom deutsche»
Aolkskfirpcr losgelöst . Äie Habsbu.rgi.sche Hauspoiitik hat die österreichi¬
schen .Deutschen , chümählich .ebelisalls von der deutschen Lolksgcfamlheit
getrennt, »uh pur der dhyästischc Grundcharallcr . der bisherigen , dcut- -
scht » Entwicklung hat . diesc widernatürliche Trennung bis zur Gegen¬
wart ausrechterhaltep. Wie hier nur dis Republik die Möglichkeit gibt,
wunit aber auch di« Pflicht überkommt , .das Zusammengehörige wieder zu
»«reinen, so gilt dies auch sür hie innere Gliederung der drutsche » Lant -
tchaften u»d Stämme, zu autonomem Eigenleben inuertzald des eiuheit-
Achen Retchsstaats. Für dies« Gliederung köyucu unmöglich die Gren-
gen maßgebend bleihen, wie sic durch die Zufälle der dynastische » Haus -
politil . je lsach . Kinderreichtum, Heiraten , Käufen, Eroberungen der re¬
gierenden Familien oher durch die, jenen Familien mehr oder minder
gnädig« Willlür Napoleons gezogen worden sind.

Die Verdienste des Landessürstenlnms und seiner Burcaukrati « um
den administrativen Zusammenschluß der so willkürlicĥ pcstalicten klei¬
neren und größeren Einzelstaalen und um die künstliche Schaffung
scheinbarer kultureller Mittelpunkte sollen keineswegs abgcleugnet wer¬
den . Aber was sie etwa diesen künstlichen „Staatsbildungen " gaben,
das nahmen fle doppelt und dreifach der natürliche« politischen Einheit
des deutschen Volkes . Die deutsche Republik kann solche Erbschaft nur
«NM lmnekicio inrentsrii . »„treten : fle würde sich an ihrer wichtigsten
Aufgabe versündigen, wenn sie die „ wutsche Libertät " wieder ausleben
Netze in einem Bunde so uckvatürlich gestalteter Einzclstaatcn . So lange
»ie deutsche Einheit von der Grundlage eines Bundes der dynastischen
Negierungen nicht frei kam, mußte das schwere übel eben getragen wer¬
de» : bi« Beseitigung d«r Dynastien bleibt in der Hauptsache sinnlos,
wenn damit nicht zugleich jener Krebsschaden des deutschen politischen
Lebens geheilt würde.

Daß di« kleiuüen Einzelstaaten, deren bisherige scheinbar « Selbstän - -
tziglett ja nur eine kaum verhüllte Abhängigkeit von Preuße » war ,
wicht in dieser Gestalt in die deutsche Republik übergehen könne » , ist
t » ossenbar , daß dort bereits eine starke Erömung der öffentlichen Mei¬
nung auf die Vereinig»»» zu »olitlsch lebensfähigen Gebilde» hinwirkt.
Ander« wäre allerdings «in Fortbestehen der Selbständigkeit der
Hansepidte zu beurteilen, jedenfalls von Hamburg und Bremen, weil
der gut« Mang des hanseatischen Namens im deutschen Außen- und
Überseehandel «in Fortbestehen dieser Stadtrepubliken sür die Wicder-
«nfrichtnng des deutschen Wirtschaftslebens wertvoll erscheinen läßt . Im
Adrigen wird die natürlich« Zusammenlegung von Kleinstaaten, wie
namentlich der thüringischen , zu landschaftlich , kulturell und wirtschaftlich
gnfammcnhängenden größeren Gemeinwesen gehemmt durch die jorri -
toriale Lag«, die sie überall .in Teile des , preußischen Staatsgebiets ein-
sprengt. Das führt unmittelbar zu der Frage , die das Kernproblem der
künftigen innerst Gestaltung Deutschland bildet : Der

Frag « »ach dem Fortbestand eines »reuhischen Einheitsstaats
Innerhalb der künftigen deutschen Republik.

Die Entscheidung dieser Frage wird Lurch geschichtliche Erinnerungen .
»nd damit verknüpfte starke Gesühlsmomcnte sehr erschwert , nicht minder
durch das seste administrative Gefüge dieses einzigen deatschen Groß-
Staats, das durch die Revolution zwar gelockert , aber keineswegs gelöst
ist . Auch hier hat die Revolution an Stelle der Widerstände, die fle
beseitigt hat, neue Widerstünde im Sinne des sür di« deutsche Einheit
gefährlichsten aller Partikularismen , des preußischen , erstehen lasten.
Es wäre gewiß eine ungemeine Erleichterung sür das neue VerfastungS-
werk, wenn es daraus verzichten könnt« , dies« heikle und gefährlich« Frage
anznpacken : jedoch würde dieser Verzicht zugleich die Derpsuschung des
neuen VerfastungSwerkes selbst bedeuten. Tenn der Fortbestand einer
einheitlichen Republik von 40 000 000 Einwohner» innertzalb einer von
ihr organisatorisch getrennten Republik von znfammrn etwa 70 000 000
Einwohner» ist schlechthin eine staatsrechtliche politische und wirtschaft¬
lich« Unmöglichkeit .

Das Königreich Preußen hat im wesentlichen mit seinen Machtmitteln
das deutsche Kaisertum geschaffen : und solange der Bau des Reiches
«ns der Grundlage dieser Machtmitteln ruhte , fand diese politisch « Tat¬
sache ihren staatsrechtlich entsprechenden Ausdruck in der Struktur der
Preußischen ReichSverfastung , deren dynamisches Lebensprinzip die teils
verhüllte, teils unverhüllte Hegemonie Preußens in Deutschland war .
Ans diesem Grundprinzip kann der Bau der deutschen Reichsrepublil
wnmöglich errichtet werden: es ist unmöglich, die Einheitlichkeit der
Opitz« des Reichs und Preußens wicdcrherzustellen: es ist unmöglich.

. .»tw Ia >ii»pch« i e echoe«»» „ jener . Hegemonie . in der L>rot »»r des
WandeSrals wiedcrhcrzustellen . ohne in allem Wesentlichen wieder in
jenen alten Zustand zurückzusalleo , von dem «ns di« Revolution befreit
hat . Sin EiüMiflaä, aber, der «/ , des gesamten Reichs umfaß», ist
nnr als Hegrmomesraat möglich. -

Ist di« preußische Se^ monte in Deutschland uninögilch geworden, so
ist damit auch ein einheitliches Preuße« in Deutschland unmöglich ge-
wordrn . Der doktrinär« und lebensfremde Gedanke , einen solche» Ein-
Nlstaat , der sür sich allein in jeder Hinflcht weil mächtiger ist als alle
anderen zusammen , nach Ir^ ndwelchen abstrakte » Vcrsaflungsbestimmun-
«e-n als mit allen übrigen lediglich gleichberechtigt behandeln , » kön¬
nen, müßt« sofort an der harten Logik der politischen Tatsachen zer¬
schellen. ES könnte damit kein anderer Zustand ««schassen werde«, als
der eines ständigen Kampfes Krischen de« Reich« und Prenßen , »er
zur völligen Lähmung des Reichs »der znr Wiederherstellung der preu¬
ßischen Hegemonie »nd damit wohl auch »er andere» Institutionen füh¬
ren müßte, dt« deren Voraussetzung bildete». ES war ei» durchaus
richtiges politische « Tatsachengesühl . »aS schon i« Jahr « 1848 d«S Ans-
«rhrn Prenßrns in Dentschland als die selNierstäudlich- Beding«»« sür
dt« Möglichkeit eine« wirklichen »eutschen Bolksstaate » empfand.

ES ist auch »ich« richtig , daß mit der « nfl»su»g trs prentzische» « in-
heitsstoote» ein innerlich notwendiger und natürlicher Zusammenhang
zerstört würde. Vielmehr weift die Bildung d«S preußischen Staates
genau di« gleichen Kenzeichen dynastischer Hanspolttik aus wie dte der
übrige» L -ndeSfürftentümer, nur eben im größten Maßslab. Weder
wirtschaftlich , noch kulturell, »och nach Stammeszusammenhängen bildet
der preußisch « Staat ein organisches Ganz« : die in allen diesen Be¬
ziehungen verschiedenartigsten Territorialst «»- Deutschlands sind durch
ein« kräftig, und erfolgreiche Erpanslonspolitik der Dynastie, ihres
Heeres und ihres Beamtentums zu einem Notbau als Surrogat des feh¬
lenden deutschen Staates »usainmeng -zwungen worden. Das politisch «
Verdienst und die geschichtlich« Bedeutung dieser jahrhundertelangen
Arbeit soll heute nach dem Zusammenbruch « gewiß nicht verkleinert und
unterschätzt werden. Aber es war und blieb doch eben rin Notbau, Ler
in jeder Hinsicht « nvollkommenr , deutsche Staat , die unvollendete und
aus diese« Wege nicht vollendbare Einigung des deutschen Volkes . Weil
die bisherige Reichsgestaltung von Preußen bestimmt war, konnte sie
nicht den deutschen Volksstaat vollenden : soll er sich vollenden , so iituß
ihm der preußische Notbau Weichen . Er hat seinen Beruf erfüllt : ja,
daß er die Erfüllung seines Berufes jahrzehntelang überlebt hat , war
eine Grundursache der politischen Leiden unserer jüngsten Vergangen¬
heit. Mochte « inst dag hart« und gewalttätige aber feste und tatkräftige
preußische Staatswelen für die Stellung Deutschlands nach außen und
für einen gewissen, freilich unvollkommenen inneren Zusammenhalt un¬
entbehrlich sein , so ist «S »och heute , nachdem es sich überlebt hat. unter
Völlig gewandelten Umstände, : ein unerträgliches Hemmnis nach außen
wie im Innern . Das Verschwinde» der prrußifchr« Hegemonie in
Deulschland, das ohne Verschwinden des preußischen Eiiitzcilostaatcs un¬
möglich ist, wird die so schwer belastete internationale Stellung Deutsch¬
lands In günstiger Weise entlasten : es wird vor allein die rariitularifti -
schru Spannungen innerhalb Deutschlands entkräfte « , deren unerftyöps-
lich« Sitelle der hegcmoniale Partikularismus Preußens war . Daß der
Zusammenhalt Preußens wesentlich aus seiner dynastisch obrigkeitlichen
Elruftur beruhte, zeigte sich sofort nach deren Zusammenbruch in dem
starken Hcrvortreicn separatistischer Neigungen. Innere Kraft haben
solche Bestrebungen nur , soweit sie sich gegen Preußen richten , nicht gegen
die national « Einheit des Reichs . Tie Erhaltung , Festigung und Kräf¬
tigung dieser nationalen Einheit ist schlechthin die Lebensfrage des deut¬
schen Polles : sie ist damit auch die Lebensfrage der deutschen Republik.
Denn wenn Liese sogar die unvollkommen « Einigung , die immerhin
der Fürstenbund darstellte , statt sie zur Vollendung zu führen, zerstören
ließe, wäre ihr Urteil unwiderleglich gesprochen . Der natürlichen deut¬
schen Einheit muß di« künstlich dynastische preußisch« Einheit weichen .

Für die einzelnen, nach Stammrsart , kulturellen und wirtschaftlichen
Verhältnissen zusammenhängendenLandschaften Preußens ist die unmit¬
telbare Unterstellung unter das Reich in jeder Beziehung förderlicher
und besser als ihre Mediatisierung durch den dazwischcngeschoSenei»
preußischen Einheitsstaat : nur durch dessen Ausschaltung erhalten sie di«
ihnen gebührenden Gleichstellung mit den süddeutschen Gliedstaaten : nur
Lurch die Auflösung Preußens können sich mittel- und norddeutsche
Kleinstaaten zu lebensfähigen Gemeinwesen zusammenschlictzen . Di«
» nsglkichung zwischen Vst «nd West, zwilchen überwiegend »grortschen
und indnftrieür « Gebieten, die bisher die unvollkommene preußische
Einheit bot, mutz künftig die vollkommene deutsche Einheit bieten. Ti «
Dazwischruschrebung des ganz«» Apparats des preußischen BreßstaateS ist
daher eine nicht nur unnütze , sondern im höchsten Maße schädliche Ver¬
schwendung . , - .

Die Widernatürlichkeit und der polnische Widersinn des Nebeneinait-
derbcstehcns dct unvollkommenen staatlichen Einigung von 40 Millio¬
nen Deutscher neben der vollkommeneren staatlichen Einigung der 70
Millionen zeigt sich sympathisch in dem drohenden
Nebrnetnander einer dentsch«» »nd einer »renß. Ra»i«»alvers»mml«ng .

Die Bedenklichkeit all dieser einzelstaallichen Versammlungen sür das
deutsche Berfassungswerk wurde schon betont; diese Bedenklichkeit wird
jedoch zur schlimmsten Gefahr, wenn es sich um das Nebeneinander der
Vertretung der ganzen deutschen Nation und der Vertretung einer fi .t-
gierlcn „preußischen Nation" handelt, die jener umsatzt . Schon i 'm
Jahre 1848. als die Zahlen- und Machtverhältniss « noch bei weitem
nicht so ungünstig lagen, war der Dualismus zwischen der deutschen
Nationalversammlung in Frankfurt und der preußischen Nationalver¬
sammlung in Berlin ein wesentlicher Grund sür das Scheitern d«S Ver-
fastungSwcrkcS . Man scheint auch von dieser Erfahrung in Deutschland
nichts gelernt zu haben . Eine „Nationalversammlung" , die an sich
schon di« Mehrheit LeS deutschen Volkes repräsentiert , hat ein zu großes
Schwergewicht , um sich mit Ler Stellung zu bescheiden, die ihr ohne
Gefährdung einer gedeihlichen VersaffuiigSordnung der gesamtdeutschen
Dinge allein zulommcn kann . In dem Verhältnis der beiden National¬
versammlungen zueinander muß der Konslikt seine Schatten vorauS-
werfcn, der zwilchen einer deutschen und einer grotzpreutzischen Republik
auf die Dauer unvermeidlich ist.

Zugleich gefährdet die Ausrechtei Haltung des preußischen Gesamtsiaat»
auss schwerste di- Möglichkeit ,

Berlin «1s Reichshnnptstadt
zu erhalten . Sicht mau von allen günstigen oder ungünstigen Ge-
sühlsmomenten ab , so ist doch nicht zu verkennen , daß eine Verlegung
der Hauptreichst:-bl jedenfalls die völlig unfruchtbare Vergeudung ge¬
waltiger Werte bedeuten würde, di» hier nun einmal investiert lind, ine
Vergeudung, die sich bei unserer finanziellen Lage am allerwenigsten
rechtfertigen ließe . Diese Vergeudung steigert sich «och durch die Ver¬
nichtung der unschätzbaren wirtschaftlichen Werte , die eine Verschiebung
des nun einmal gegebenen Mittelpuaftz sür das ganze Verkehrsnetz ,
für Industrie und Handel u . a . m . zur Folge haben muß. Das Bei¬
spiel dünnbevölkerter Kolonialländcr, ts « wie Amerika am Beginne
seiner selbständigen Staatsentwicklung und wie neuerdings Australien
ihre Hauptstadt beliebig trg«ndwo in den leere » Raum legen konnten,
ist aus deutsche Verhältnisse nicht ,« übertragen, um so weniger, als
wir mit unseren vorbandenen Werten seder Art sehr haushälterisch um-
»Ilgchen gezwungen sind . IN aber aus diesen Gründen die Belastung
der Reichshauptstadt in Berlin aus das dringendst« zu wünsche» , so
wird dies wesentlich erleichtert werde», wenn Berlin nicht mehr die
Hauptstadt eines preußischen Großslaat» und damit der Sitz seiner un¬
vermeidlichen Hegemouiebestrebungen ist. Ter au» so vielen Teilen des
RcichS und auch Preußens ertönende Rus : „ loS von Berlin " bedeutet
politisch in Wahrheit: , l»S vom preußischen Einheitsstaat«' . Die Erhal¬
tung der Reichseinheil aber, ihre Sicherung und Festigung muß — das
kann nicht oft genug wiederholt werden — allen anderen Erwägungen
Vorgehen . Diesem Ziele läme es tm höchsten Maße zustatten, wenn Ber¬
lin als Hauptstadt des Reichs auch nnnrttteldar und nur dem Reiche
»«»erstellt wird. Dann haben wir die reine Reichshauptstadt ohne die
unverantwortliche Verschwendung gewaltigster Werte , die eine willkür¬
liche Reugründung irgendeiner Reichshauptstadt mit sich bringt .

Schließlich drängt auch der in Aussicht stehend« und unbedingt zu er¬
strebende

« nschlntz Tentsch-Lsterreich»
an das Reich nach dem gleichen Ziele . In dem Augenblick , da sich die ,Welt unter Anrusung des NationalUStenprinzips ne« gestaltet, da im

Na« «»- dieses Prinzips das atte Lsteerkich -Pn ^ l » »ou,g zrostsu >ft .wäre cs unerträglich, wenn gerade nur de« devtichen Botte sein natio¬
nales Selbstbestimmung««««» ? versagt bliebe. Man mag über die ma¬
teriell« Machtvermehrung, die de» Reich« durch jenen Anschstuß zuwachst,»och so vorsichtig und skeptisch urteilen , enftcheidend bleibt der ideell «
und moralische Werft den die bisher durch dynastische Rücksichten>«,' r-
hlnderte «rvßdcutsch « Einigung Larstelli : rS ist die einzig « Morgen-
gab«, die die junge Republik dem io iurchtdär "

geschlagenen und lies
herabgedrückten deutschen Volke bringen kann . Jener Anschluß " voll¬
zieh » sich aber offenbar leichter und organischer , wenn Deulschland sich
gliedert in Freistaaten von wenigstens annähernd ähnlicher Größe
«nd Macht, bestimmt durch wirtschaftlich « und kulturelle Zusammenhänge
wle durch StämmesgemeinschLsl. als ivenn es auch s>Hierhin den groß-
prenßische » » lock mit seinem - uavelmridttchcn Hegemonieanspruch -iu
st« schließt. Zugleich ergibt sich hier die . Möglichkeit, der ehemaligen
Relchshauptstadt Wien eine analog« reichsunmirtelbare Stellung zu schas¬
se», wie sie «Sen für Berlin angedeulet wurde, und dadurch den Über¬
gang wesrntlich zu erleichtern.

Diese Umgestaltung der territorialen Gliederung des Reichs kann
freilich Nicht einfach von oben her dekretiert werden . Vielmehr muß cie"
freie Selbstbestimmung der Bevölkerungen nach ihren wirtschaftlichen » ich
kulturellen Bedürfnissen und Neigungen die Initiative ergreifen, das
Reich nur leitend, vermittelnd und schließlich lanltionierciid wirken
Wie »ie konstituierende Naticnalverlammlvng durch ihre BersastungS -
beschlüst« den notwendigen Umgestaltung-Prozeß anregen und deeinklns »
sen könnte , ist in den einschlägigen Bestimmungen des agUcgkr.den Ler-
sastungrentwurfs angedcutet. sFortsetzung solgft)

Waden.
** Nach , Mitteilung der französischen Milliarde hör,de

vom 22 . Januar 1919 müssen nur diejenigen de -
mobilisierten Militärpersonen . welche seit
d e m 1 . Januar 1919 in die neutrale Zone zugezogen
sind, und welche dort vor dem 1 . August 1911 nicht ge¬
wohnt haben , die neutrale Zone baldigst verlassen. Von
dieser Maßnahme sind jedoch vorerst ausgenommen :

1 . Alle Angestellten und Arbeiter des Staats - und
(Senieindedienstks und die Angestellten aller öfient -

. lich rechtlichen Organisationen .
2 . alle Lehrer und Schüler öffentlicher und vrivater

Lehranstalten , so iveit sie staatlich anerkannt find,3 . die Angestellten der Banken rind sonstigen Kredit-
insritnte .

Alle übrigen demobisierten Mititürpersonen . ivelche
gegenwärtig in der neutralen Zone sich aushalten und
vor dem 1 . August 1911 daselbst nicht gewohnt haben,können vorerst in der neutralen Zone bleiben , bis eine
endgültige Entscheidung der französischen Miliräichehörde
ergeht .

Demzufolge sind die Bezirksämter angewiesen worden ,
dafür zu sorgen , daß diejenigen demobilisierten Personen ,
ivelche seit dem 1 . Januar 1919 in die neutrale
Zone zugezogcn sind, ohne vor dem 1 . August 1914 dort
gewohnt zu haben , und welche nicht unter die obenerwähn¬ten Ausnahmen fallen , spätestens bis 1 . Februar 1919 die
neutrale Zone zu verlassen haben-

Turch Bekanntmachung des Reichswirtschastsamts
vom 28 . Dezember 1918 ( Rrichs- Geschblatt Nr . 198 S .1478 ) ist bestimmt worden , daß aus den Febxuar-Mschnittder laufenden Seisenkarte statt 80 x K.A .-Seife 100 x
abgegeben werden dürfen . *

* * Bei der Fa hr radreifenansgabestelle in
Spandau , Gewehrsab ri k, werden FahrraLkwrei-
fnngen aus Heeresbeständeu ausgegeben ; der Antrag
mutz unter Vorlage einer Bescheinigung des Landes -
wirtschastsamts in Karlsruhe daselbst eingereiäst
werden . Da die Bestände sehr gering sind, werden Be -
reifungen nur abgegeben au Arzte. Hebammen und Tier -
ärzte (hauptsächlich solche init Landpraxis ) , Reichs- ,Staats - und Gemeindebehörden , Elektrizitätswerke sür
Störungssuchcr . Kriegsiuvalide . Gendarmen, die Post .
Die Fabrikation von Fahrraddecken (Fahrradmän -
teln ) ist freigegeben ; im übrigen muß mit Rücksicht auf
den großen Mangel an Rohgummi die Beschlagnahm von
Gummi noch in Kraft bleiben.

** Im Deutschen Reichsanzeiger Nr . 3 vom 4. Januar W19
ist eine Bekanntmachung der Kriegsrohstoffabteiluiig in Berlin
erschienen, durch die bei der Herstellung von im einzelnen be»
zeichneten Gegenständen die Verwendung von Faser¬
stoffen (Wolle, BaunÄvolle, Flachs, Seide usw .) verboten
wird . Die Anordnung ist von dem Gesichtspunkte aus erlaßen ,daß der verfügbare Bestand an natürlichen Faserstosten vor-

'
aussichtlich auf längere Zeit hinaus noch beschränkt sein wird
und daher für die in erster Linie notwendigen Zwecke , inSbe-
sondere die Bekleidungsindustrie , Vorbehalten bleiben muß.
Wie auf anderen Gebieten , so ist es auch hier der Mangel an
Rohstoffen , der cs verbietet, nun alsbald die Fabrikation von
Ersatzstoffen einzustellen und die alte Friedenswirtschaft wie¬
der aufzunehmen . Dazu kommt , daß besonders in der Papier »
garnindustrie große Vorräte an Ersatzstoffen aufgehäust sind,deren Verarbeitung zuzeit in Deutschland vielen Tausenden
von Arbeitern Beschäftigung bietet . Im übrigen ist das vielfach
gegen die Papiergarnerzeugmffe bestehende Vorurteil in man .
cher Beziehung nicht begründet ; eS haben sich vielmehr nach
den Erfahrungen der maßgebenden Kreise viele Artikel ans
Papiergarn , wie z. B . Futterstoffe, Schutz - und Berufskleidung
Gepäcknetze , Polster und Vorhänge für Eisenbahn-- und Stra¬
ßenbahnwagen , Wagenplanen , Sacke, Handtaschen , Bindjaderft
Mullbinden , Bettwäsche für Maffenunterkünfte, Han- Mcher ,
Küchentücher, Tischtücher, Schuhläuser , Vorhangjtoste und
dergl . als durchaus gebrauchsfähig und haltbar erwiesen.

Badische Nationalversammlung ,
oc . Der Geschäftsvrdnungsausschutz der badischen National¬

versammlung hielt gestern vormittag seine erste Sitzung ab.
Zunächst wählte der Ausschuß zu seinem Vorsitzenden den Abg .
Wittemann (Zentr .) , zu dessen Stellvertreter den Abg. Geck
(Soz .) und zum Schriftführer Abg. Mafia (Dem.) . Der Ver¬
trag über die Herstellung der Drucksachen für die Nationalver¬
sammlung durch die Aktiengesellschaft Badenia wurde
von dem Ausschuß zugestimmt ; für die Zukunft werden
verschiedene Wünsche bei der Drucksachenherstellung geäußert .
Sodann wurde ein Unterausschuß ernannt , bestehend aus den
Abgg. Wittemann (Zentr .), Dr . Glöckner (Dem.), Geck (Soz .)
und Schöpfte (D .Ntl .) , welcher eine den gegenwärtigen Ver¬
hältnissen entsprechende Geschäftsordnung für die Nationalver¬
sammlung aufstellen soll.



Staatsanzetger.
Ke» Verkehr « tt Saat - und

GteckMtedel » z« Saatzwecken und
der «» Hächstpretse »etr .

I . Saat - und Steckzwiebeln dürfen zu Saatzwccken
gemäß Bekanntmachung der Reichsstelle für Ge¬
müse und Obst vom 28. November 1S18 (Staats ,
anzeiger 1918 Nr . 294 ) nur gegen Saatkarte und
mit Genehmigung der Badischen Gemüseversor -
gung abgesetzt werden.

U. Eaattarten für Saat - (Samen - und Neck-) Zwie -
beln werden auf Antrag des Erwerbers nach Prü -
fung de» Bedürfnisses für Händler durch die Ge.
fchästSabtcilung der Badischen Gemüseversorgung
in Mannheim ( dl 1 . 4e) , für Verbraucher durch
den für sie zuständigen Kommunalverband er¬
teilt - Die Kommunalverbände haben über die
von ihnen ausgestellten Saatkarten Listen zu
führen und der Geschäftsabteilung der Badischen
Tcmüseversorgung monatlich mitzuteilen , wieviel
Saatkarten und über welche Mengen von Saat¬
zwiebeln ausgestellt worden find.

>. Die Saatkarw muß Art und Menge de» Saat -
guts , Namen , Wohnort und Bezirksamt des zum
Erwerb Berechtigten, sowie den Ort . wohin gelie¬
fert werden soll und, wenn das Saatgut mit der
Bahn befördert werden soll , die Empfangsstation
angeben.

T. Der Erwerber von Saatgut hat die Saatkarte dem
Veräußerer spätesten» bei Lieferung de» Saat¬
guts auszuhändigen . Wird das Saatgut mit der
Eisenbahn versandt, so hat sich der Veräußerer
von der Versandstation auf der Saatkarte die er-
folgte Absendung unter Angabe der versandten
Menge und des Ort » bescheinigen zu lassen, nach
dem das Saatgut verfrachtet ist. Erfolgt die Ver-
sendung nicht mit der Eisenbahn , so hat sich der
Veräußerer auf der Saatkarte den Empfang be¬
stätigen zu lassen. Der Veräußerer hat die Saat¬
karte mit der von der Eisenbahnverwaltung aus¬
gestellten Bescheinigung über die Absendung oder
mit der Empfangsbestätigung des Erwerbers un-
vorzüglich der Geschäftsabteilung der Badischen
Gemüseversorgung in Mannheim einzusenden.
Die Erteilung der Absatzgenehmigung wird der
Geschäftsabteilung der Badischen Gemüseversor»
gung in Mannheim übertragen . Die Verwal¬
tungsabteilung der Badischen Gemüseversorgung
ist befugt, den Absatz von Saatzwiebeln zu be¬
schränken oder zu untersagen . Wer Saatzwiebeln
zu den höheren Preisen des Saatguts verkaufen
will, hat die Erteilung der Absatzgenehmigung
unter Angabe der verfügbaren Mengen und unter
Beifügung eines Musters bei der Geschäftsabtei,
lung der Badischen Gemüseversorgung zu denn-
tragen . Die letztere ist befugt , die Vorräte des
Antragstellers besichtigen zu lassen . Erst nach er¬
teilter Genehmigung durch die Geschäftsabteilung
der Badischen Gemüseversorgung darf der An¬
tragsteller die ihm bezeichireten Mengen zu den
höheren Preisen der Saatzwiebeln gegen Saat¬
karte verkaufen . Verkäufe von Steckzwiebeln obne
Genehmigung und Saatkarte unterliegen den Er¬
zeugerhöchstpreisen für gewöhnliche Zwiebeln.

8. Soweit inländische Saat- und Steckzwiebeln zu
Saatzwecken gegen Saatkarte und mit Genehmi -
gung der Geschäftsabteilung der Badischen Ge¬
müseversorgung abgeseht werden, dürfen beim
Verkauf durch den Erzeuger die nachstehenden
Sätze je Zentner nickt überschritten werden :

Für Saatzwiebeln 21.— M.
dazu vom 1 . Januar 1919 ab je Mo-
nat und Zentner ein Zuschlag von
1 M.

Für Steckzwiebeln:
1. längliche und ovale:

Größe I unter 1 )4 Zentimeter
Durchmesser

Größe II 1 )4 bis 2 Zentimeter
Durchmesser

Größe III 2 bis 2 )4 Zentimeter
Durchmesser

2 . plattrunde :
Größe I unter 2 Zentimeter

Durchmesser 120.— M.
Größe II 2 bis 2)h Zentimeter

Durchmesser 190 .— M.
Größe III 2)4 bis 3 Zentimeter

Durchmesser 80.— M.
V. Zuwiderhandlungen werden auf Grund der 88 4,11, 12 und 16 der Verordnung vom 3 . April 1917

(R .G .Bl . S - 307 ) und der 88 12. IS und 17 der
Verordnung über die Bersorgungsregelung vom
25. Sept . 1918 (R .G .Bl . 1915 S 607 und 728 ,
1916 S . 673) bestraft.

8. Diese Bestimmungen treten sofort in Kraft . Die
Bekanntmachung über den Verkehr mit Saat - und
Steckzwiebeln vom 25 . Februar 1918 (Staatsan .
zeiger 1918 Nr , 48) wird aufgehoben.

Karlsruhe , den 22 . Januar 1919 . Z .478
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Bekanntmachung .
Nr . F . R . 709/12 . 18. K. R . « .

Zu der Verordnung des Bundesrats über künstliche
Düngemittel vom 3 August 1918 (Reichs- Gesetzbl . S .
>VS) wird folgendes angeordnet :

Artikel I.
Die gewerbsmäßige Herstellung von Mischungen au»
1. schwefelsaurem Ammoniak mit Superphosphat ,
A. Natrium -Ammonium -Sulfaf mit Superphosphat ,8. schwefelsaurem Ammoniak mit Superphosphatund Kali,
4. Natrium - Ammonium-Sulfat mit Superphosphatund Kali

wird mit der Maßgabe gestattet, daß die fertige Mt-
schnng mindestens 4 v. H. wasserlöslicher Phosphor -
säure und höchstens 4 v. H. Kali (L . O ) enthalt .

Artikel II .
Die gewerbsmäßige Herstellung dieser Mischungen

Ist nur denen gestattet, die sie schon vor dem 1 . August
1914 gewerbsmäßig hergestellt haben.

Artikel IIL
Der Preis der Mischungen berechnet sich nach dem

Höchstpreis für Stickstoff und Phosphorsäure . Der
Kalipreis darf 30 Pf . für das Kilo Kali (L , O ) nicht
Ubersteigen.

Als Mischlohndürfen außer dem Höchstpreis 2.20 M.für 100 lcg berechnet werden.
Artikel IV .

Diese Bekanntmachung tritt am 21 . Dezember in
« vast. Z .477

Berlin , den 21 . Dezember 1918.
Reichsamt für wirtschaftliche Demobilmachung .

(Demob ilmachungsamt.)
K o e t h.

B «ka»»tn»ach«ug»»er die « ülttzkeit »er währen» »es Krieges»»» de« Bundesrate , de« Reichskanzler , der
Heeresverwaltung « nd den militärische» Befehls -
Hader» erlasse»«« wirtschaftlich «» Verordn»«- «».

Vom 28 . Dezember 1918.
Eingriffe einzelner Persokten sowie örtlicher Instan¬

zen in die durch kriegswirtschaftliche Verordnungen
geregelten Gebiete zeugen von der vielfach herrschen¬
den Auffassung, daß diese Verordnungen durch die
Änderung der Regierungsform außer Kraft getreten
feie«.

Demgegenüber wird ausdrücklich festgeftellt, daß alle
von dem BundeSrate , dem Reichskanzler, der Heeres -
Verwaltung und den militärischen Befehlshabern in¬
nerhalb ihrer Zuständigkeit erlassenen kriegswirtschast.
lichen Verordnungen , soweit nicht ihre Aufhebung sei-
tenS der zuständigen Stellen besonders verfügt ist,
ihre Wirksamkeit rn vollem Umfange behalten haben
und daß auch in Zukunft die Regelung der Bewirt -
schastung der in Frage kommenden Stoffe ausschlietz-
lich den in den Verordnungen genannten oder den
inzwischen an ihre Stelle getretenen Behörden Vorbe¬
halten ist . Jedes Eingreifen Dritter in die durch
kriegswirtschaftliche Anordnungen geregelten Gebiete
ist unzulässig und strafbar . Dies gilt auch für Hand¬
lungen von Landes - und lokalen Instanzen , denen die
Befugnis zu wirtschaftlichen Maßnahmen nicht ans -
drücklich übertragen ist . Z .488

Berlin , den 28 . Dezember 1918.
Die Rrichsregierung .

Ebert . Scheidemann .
Der Staatssekretär de» ReichswirffchaftsamtS.

vr . August Müller .
Der Staatssekretär des ReichsamtS für wirtschaftliche

Demobilmachung.
Koeth .

Nmtllcbe Bekanntmachungen .
Die B ärgermeisterwohl t«

Büchtg bete .
Bei der am 18. Dezember 1918 in Büchig vorgenom¬

menen Bürgermeister »»«- ! wurde Gemeinderechner
Philipp Rudolf Schlimm in Büchig zum Bürgermeister
der Gemeinde Büchig gewählt. Er wurde unterm
Heutigen verpflichtet. Z .47S

Karlsruhe , den 16. Januar 1919 .
Bezirksamt .

De« Verkehr mit « raftfahr -
ze« ge« detr .

Die Gültigkeit der von dem Ministerium für mili¬
tärische Angelegenheiten Abt. tL ausgestellten vor-
läufigen Fahrtausweise für Kraftfahrzeuge , die mit
Gültigkeitsvermerk bis 15. Januar 1919 versehen sind ,
ist bis 15 . Februar ISIS verlängert . Ein besonderer
Vermerk hierüber auf dem vorläufigen Fahrtausweis
ist nicht erforderlich Z .474

Karlsruhe , den 18. Januar 1919.
Bezirksamt — Polizeidirektio» —.

Die Bekämpfung der Maul -
« « » Klauenseuche .

Nachdem in dem Stalle des Ludwig Botz, Schuh¬
macher in Rußheim , die Riaul - und Klauenseuche aus -
gebrochen ist, werden folgende Anordnungen getroffen :

4 . Sperrbezirk .
Das gemeinsame Gehöft des Schuhmachers Ludw.

Bolz und des Friedrich Werner bildet einen Sperrbc -
zirk i . S . der 88 161 ff. der Ausführungsvorschriften
des Bundesrats zum Reichsviehseuchengesetz .

L . Beobachtungsgebiet.
Um den Sperrbezirk ( /i ) wird ein BeobachtungSge-

biet im Sinne der 88 IW ff . der Ausführungsvor¬
schriften zum Reichsviehseuchengesetz bestehend aus
dem übrigen Teil der 'Gemeinde, gebildet.

I . Maßregeln für das BeobachtungSgebiet:
In der Gemeinde Rußheim ist verboten:
1. Die Abhaltung von Klauenviehmärkten , mit

Ausnahme der Schlachtviehinärkte in Schlacht¬
viehhöfen, sowie der Auftrieb von Klauenvieh auf
Jahr , und Wochenmärkte. Dieses Verbot erstreckt
sich auch auf marktähnliche Veranstaltungen .

2. Der Handel mit Klauenvieh, sowie mit Geflügel .
Als , Handel im Sinne dieser Vorschrift gilt auch
das Aufsuchen von Bestellungen durch Händler
ohne Mitführen von Tieren und das Aufkäufen
von Tieren durch Händler .

3. Die Veranstaltung von Versteigerungen von
Klauenvieh . Das Verbot findet keine Anwendung
auf Mehversteigerungen auf dem eigenen nicht
gesperrten Gehöfte des Besitzers, wenn nur Tiere
zum Verkaufe kommen, die sich mindestens drei
Monate im Besitze des Versteigerers befinden.

4. Die Abhaltung von öffentlichen Tierschauen mit
Klauenvieh .

5. Das Weggeben von nicht ausreichend erhitzter
Milch aus Sammelrnolkereien an landwirtschast-
liche Betriebe , in denen Klauenvieh gehalten wird,
sowie die Verwertung solcher Milch in den eige¬
nen Viehbeständen der Molkerei, ferner die Ent -
frrnung der zur Anlieferung der Milch und zur
Ablieferung der Milchrückstände benutzten Gefäße
aus der Molkerei, bevor sie desinfiziert find (vgl.
8 11 Abs. 1, Nr . 9, 10 der Anweisung für das
Desinfekttonsverfahren ) .

8. Aus dem Beobachtungsgebiet darf Klauenvieh ,
ohne polizeiliche Genehmigung nicht entfernt
werden . Auch ist das Durchtreiben von Klauen -
Vieh und das Durchfahren mit freuten Wieder¬
käuergespannen durch das BeobachtungSgebiet der.
boten.

7. Die Ausfuh : von Klauenvieh zum Zwecke der
Schlachtung kann durch das Bürgermeisteramt
gestattet werden. Wegen der Bedingungen siehe
8 168 Abs . 2 und 3 der AuSf. -Borschr. z. R.-Biehs.-
Gesetz und 8 49 der Voltz.-Verordg. hierzu .8. Im ganzen Bereiche de» BeickachtungsgebieteS
ist der gemeinschaftliche Weidegang von Klauen -
vteh aus den Beständen verschiedener Besitzer und
die gemeinschaftliche Benutzung von Brunnen ,Tränken und Schwemmen für Klauenvieh ver-
boten.

9. Hunde find im Beobachtungsgebiet festzulegen.
Karlsruhe , den 21. Januar 1919. Z .476

Bezirksamt .

Maul - und Klauenseuche betr .
Die Maul - und Klauenseuche im Stalle des Theadar

« ergdold in Rußheim ist erl - scheu. Z .472
Karlsruhe , den 21 . Januar 1919 .

Bezirksamt .

« a » l- n » d Kla » e« se» ch« detr .
Die Maul - und Klauenseuche in der Gemeinde Dur¬

mersheim , Amt Rastatt , ist erloschen . Z .473
Karlsruhe , den 21 . Januar 1919 .

Bezirksamt .
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Buchen , garantiert fehlerfrei,
hohe Form , in den gangbarst -
Männer - und Frauengrößen

, bei größerer Abnahme 1 -90
Mark pro Paar . Hächstver»

kaufspreis 7 .35 Mk - pro Paar . Mustersendung (große
Bahnsendung , sortiert in den gangbarsten Größen
Herren- und Frauenschuhen), zu 75 .— Mk - franko nur
gegen vorherige Einsendung des Betrages . Bei Nicht-
gefallen garantieren wir bereitwillige Zurücknahme und
Rückzahlung des Betrags . Um genaue Adresse und für
Bahnsendungen Angabe der Güterstation wird gebeten.
Garantie für gute Ankunft . Versand gestattet.

Holzschuh -Fabrik Mimbach
(Rheinpfalz ). F738

1
(Christliche Bolkspartei in Baden ).

Allen Parteifreunden , insbeson¬
dere den Kandidaten , Rednern ,
Geldspendern , Mablbeikern » Lranen
und1Dädcben,die uns bei denMad¬
ien so tatkräftig unterstützt baden,
sprecben wir biermit unseren wärm¬
sten und verbindlichsten Dank aus .

Brarisrube , 22 . Januar lSW.

Der Mablausscbuss :
gez. : Dr . Dienstbacb .

LIM
Hauoackuke , okus Leruxsebeio , dauer -
kstte Verarbeitung ;, mit ecdlcr I^ derspilre ,
pro 7 .20 NIIi . freie 2u »suduux . Ineke-
runx nur gegen vorderixe Linseuduag des
betrage » . Lei KicbtgekaUeu garantiere »
vvir bereitwillige Lurückasdme und Lüclc-

aakliii ,^ de» vetrages . Um genaue
Angabe der Adresse und 8ckub -

nurnrner wird gebeten .
Lsrsnti « k. guts änkuntt . Versandgestattet.

Karbidlampeil
Md Karbid
jedes Quantum , wird ab¬
gegeben bei F .882 .Z.1

HortW L Mg«,
« SMarienstratzeRr . 63

Telephon 3211 .

MgAi. WWW
llktmtiKk Stti- tsdaüät.

Z .479 .2 .1 Heidelberg.
Die Wilhelm Bootz Wit¬
we/ Susan « « geh. Fink
in Heidelberg, als Erbin
des Wilhelm Bootz, vertre¬
ten durch Käte Bootz, ledig
daselbst , klagt gegen die
Händler - Santo Moretti
Eheleute, zuletzt in Hei.
delberg, jetzt an unbe-
kannten Orten , aus Lade-n
und Wohnungsmiete für
die Zeit vom 1 Juli 1914
bis 1 . April 1915 , mit dem
Anträge auf Verurteilung
der Beklagten als Gesamt ,
schuldner durch ein gegen
Sicherheitsleistung für
vorläufig vollstreckbar zu
erklärendes Urteil zur
Zahlung von 625 M . Zur
mündlichen Verhandlung
des Rechtsstreits werden
die Beklagten vor das
Amtsgericht zu Heidelberg
auf Dienstag , den 25.
März 1919, vormittags 8
Uhr, Zimmer Nr . 2, ge-
laden.
Heidelberg, 20. Jan . ISIS .
Der Gerichtsschreiber de»

Amtsgerichts 4.
Z .480.2 .1 Triberg . Di ,

Albin Ropper Witwe' , Ber .
ta geb. Brücker in Keppen-
bach, hat beantragt , den
verschollenen Uhrmacher

Konstantin Brücker, zuletzt
wohnhaft in Furtwangen ,
für tot zu erklären . Der

bezeichnete Verschollene
wird aufgefordert , sich spä-
testend in dem auf
Mittwoch, 1. Oktbr . 1919 ,

vormittags 11 Uhr,
anberaumten Aufgebots,
termine zu melden, widri¬
genfalls die Todeserklä ,
rung erfolgen wird .

An alle, welche Auskunft
über Leben oder Tod teS
Ve - ' chillenen zu orte l?n
bei mögen, ergeht die Auf¬
forderung , spätestens im
Aufgebotstermine dem Ge.
richt Anzeige zu machen .

Triberg , 18. Jan . 1919.
Der Gerichtsschreiber des

Amtsgerichts. >'

Aufgebot
Z .451 .2.1 Mosbach Der

Landwirt Karl Jakov Rei¬
nig von Dallau hat llaS
Aufgebotsverfahren zwecks
Löschung der zugunsten
der am 2 . Januar 1907
zu Dallau verstorbenen
Johann Sebastian Schuh,
Seilers Witwe Christine
geb. Friedlein von Dallau .
deren Erben unbekannt
sind , im Grundbuch von
Dallau Bd . 20, Heft 33
III . Abt. Nr . 2 auf den
Grundstücken Lgb . -Nr . 262,
263 und 8934 der Gemar .
kung Dallau eingetrage -
nen KaufschillingSfiche -
rungShypothek über 1100
Mark beantragt .

Die unbekannten Erben
der Johann Sebastian
Schuh Witwe, Christine
geb . Friedlein von Dallau
werden aufgefordert , sich
spätestens ta dem auf
Freitag , 14 . März 1919 ,

vorm. 11 Uhr,
vor dem Unterzeichneten
Gericht anberaumten Ter .
min zu melden, widrigen¬
falls sie mit ihrem Recht«
ausgeschlossen werden .
Mosbach. 10. Jan . ISIS .

Bad. Amtsgericht.

NIMM ,
MNtnMlIWN.

GStertartf
Maldshnl rrsw.-

Schweh .
Seite 9, Abschnitt S,

Lit . » wird ab 5 . Aebruar
ISIS die Mindestfracht im
Verkehr mit Waldshut bei
Eilgut auf 90 Cts ., bei
Frachtgut auf 70 Cts . fest¬
gesetzt. Z .471
Karlsruhe , 22 . Jan . 1919.
Gencraldirektion der Bad.

StaatSeisenbahne «.
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